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Vorbemerkung

Die Allgemeinen Bestimmungen der Rahmenordnung für die Diplomprüfung im Studiengang
Verfahrenstechnik an Fachhochschulen beruhen auf der "Muster-Rahmenordnung für Diplom-
prüfungsordnungen - Fachhochschulen"; die Fachspezifischen Bestimmungen und die Erläuterun-
gen wurden von der Fachkommission Maschinenbau und Verfahrenstechnik erarbeitet. Die
Hochschulrektorenkonferenz hat die Rahmenordnung am 23. Februar 1999 und die Kultus-
ministerkonferenz am 19. März 1999 beschlossen.

Die Rahmenordnung steht unter dem generellen Vorbehalt der jeweils gültigen Fassung der
"Muster-Rahmenordnung für Diplomprüfungsordnungen -  Fachhochschulen" sowie des jeweils
geltenden Landesrechts.

Die zuständige Landesbehörde kann verlangen, daß bestehende Prüfungsordnungen dieser
Rahmenordnung angepaßt werden. Stimmt eine vorgelegte Prüfungsordnung nicht mit der
Rahmenordnung überein, so kann die zuständige Landesbehörde die Genehmigung unter Angabe
von Gründen versagen (§ 9 Abs. 2 HRG).
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1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Regelstudienzeit 

Die Regelstudienzeit beträgt acht Semester. Sie umfaßt die theoretischen Studiensemester, die

praktischen Studiensemester und die Prüfungen einschließlich der Diplomarbeit.

§ 2

Praktische Studiensemester

(1) Ein praktisches Studiensemester ist ein in das Studium integrierter von der Fachhochschule

geregelter, inhaltlich bestimmter, betreuter und mit Lehrveranstaltungen begleiteter Ausbil-

dungsabschnitt, der in der Regel in einem Betrieb oder in einer anderen Einrichtung der Berufs-

praxis in einem Umfang von mindestens 20 Wochen abgeleistet wird. 

(2) Nach Maßgabe des Landesrechts kann ein Studienaufbau mit entweder einem oder zwei

praktischen Studiensemestern vorgesehen werden. Bei einem Studienaufbau mit zwei praktischen

Studiensemestern können die Hochschulprüfungsordnungen vorsehen, daß eine gleichwertige

berufspraktische Tätigkeit das erste praktische Studiensemester ganz oder teilweise ersetzen

kann.

(3) Wenn ausreichende Praxisstellen nicht zur Verfügung stehen, können die Hochschulprüfungs-

ordnungen ausnahmsweise vorsehen, daß praktische Studiensemester durch gleichwertige

Praxisprojekte oder Praxisphasen ganz oder teilweise ersetzt werden.
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§ 3 

Prüfungsaufbau

(1) Die Diplom-Vorprüfung besteht aus Fachprüfungen, die Diplomprüfung aus Fachprüfungen

und der Diplomarbeit, gegebenenfalls  ergänzt um ein Kolloquium (§ 29 Abs. 2). Fachprüfungen

setzen sich aus einer oder mehreren Prüfungsleistungen in einem Prüfungsfach oder in einem

fachübergreifenden Prüfungsgebiet zusammen. Fachprüfungen werden in der Regel studienbe-

gleitend im Anschluß an die jeweiligen Lehrveranstaltungen des Grund- bzw. des Hauptstudiums

durchgeführt.

(2) Die Hochschulprüfungsordnungen können unbeschadet der §§ 25 Satz 2, 27 Abs. 2 Satz 2

vorsehen, daß Fachprüfungen abgelegt werden können, wenn diesen im einzelnen zu bestimmen-

de Studienleistungen vorgehen (Prüfungsvorleistungen) oder nachgehen.

§ 4

Fristen

(1) Die Hochschulprüfungsordnungen bestimmen den Zeitpunkt, bis zu dem die Fachprüfungen

der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung abgelegt und nachgewiesen werden sollen. Die

Fristen sind so festzusetzen, daß die Diplom-Vorprüfung im Regelfall vor Beginn des Haupt-

studiums und die Diplomprüfung grundsätzlich innerhalb der für den Studiengang festgesetzten

Regelstudienzeit vollständig abgelegt werden können. Die Prüfungen können auch vor Ablauf

der festgesetzten Fristen abgelegt werden, sofern die erforderlichen Prüfungsvorleistungen nach-

gewiesen sind.
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(2) Die Fachhochschule stellt durch die Studienordnung und das Lehrangebot sicher, daß

Prüfungsvorleistungen und Fachprüfungen in den in der Hochschulprüfungsordnung festgesetz-

ten Zeiträumen abgelegt werden können. Zu diesem Zweck soll der Prüfling rechtzeitig sowohl

über Art und Zahl der zu erbringenden Prüfungsvorleistungen und der zu absolvierenden Fach-

prüfungen als auch über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den Aus-

und Abgabezeitpunkt der Diplomarbeit informiert werden. Dem Prüfling sind für jede Fach-

prüfung auch die jeweiligen Wiederholungstermine bekanntzugeben.

§ 5

Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Diplom-Vorprüfung und die Diplomprüfung kann nur ablegen, wer

1. aufgrund eines Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife, der fachgebundenen Hochschul-

reife oder der Fachhochschulreife oder aufgrund einer durch Rechtsvorschrift oder von der

zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Zugangsberechtigung für den Di-

plomstudiengang an der Fachhochschule eingeschrieben ist und

2. eine ggf. von den Hochschulprüfungsordnungen vorgeschriebene berufspraktische Tätigkeit

(Vorpraxis) im Umfang von max. 13 Wochen abgeleistet und

3. die Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Fachprüfungen erbracht hat und

4. die in den Hochschulprüfungsordnungen ggf. vorgeschriebenen fachspezifischen Sprach-

kenntnisse nachgewiesen hat.



Rahmenordnung Verfahrenstechnik (FH)

8

(2) Die Hochschulprüfungsordnungen regeln das Verfahren für die Meldung zu den einzelnen

Fachprüfungen.

(3) Die Zulassung zu einer Fachprüfung darf nur abgelehnt werden, wenn

1. die in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder

3. der Prüfling in demselben oder nach Maßgabe des Landesrechts in einem verwandten Stu-

diengang entweder die Diplom-Vorprüfung bzw. die Diplomprüfung endgültig nicht be-

standen hat oder sich in einem Prüfungsverfahren befindet oder

4. der Prüfling nach Maßgabe des Landesrechts seinen Prüfungsanspruch durch Überschreiten

der Fristen für die Meldung zu der jeweiligen Prüfung oder deren Ablegung verloren hat.

§ 6

Arten der Prüfungsleistungen

(1) Prüfungsleistungen sind

1. mündlich (§ 7) und/oder

2. schriftlich durch Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten (§ 8)

zu erbringen. Die Hochschulprüfungsordnungen können andere kontrollierte, nach gleichen

Maßstäben bewertbare Prüfungsleistungen (alternative Prüfungsleistungen) vorsehen. Schriftliche

Prüfungen nach dem Multiple-Choice-Verfahren sind in der Regel ausgeschlossen.
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(2) Macht der Prüfling glaubhaft, daß er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher

Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen  ganz oder teilweise in der vorgesehenen

Form abzulegen, so wird dem Prüfling gestattet, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlän-

gerten Bearbeitungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu er-

bringen. Dazu kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden. Entsprechendes gilt

für Studienleistungen.

§ 7

Mündliche Prüfungsleistungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Prüfling nachweisen, daß er die Zusammenhän-

ge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge

einzuordnen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Prüfling über breites Grundlagenwis-

sen verfügt.

(2) Mündliche Prüfungsleistungen werden in der Regel vor mindestens zwei Prüferinnen oder

Prüfern (Kollegialprüfung) oder vor einer Prüferin oder einem Prüfer in Gegenwart einer

sachkundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen Beisitzers (§ 16) als Gruppenprüfung oder als

Einzelprüfung abgelegt.

(3) Die Hochschulprüfungsordnungen regeln unter Angabe der einzuhaltenden Mindest- und

Höchstzeiten die Dauer der mündlichen Prüfungsleistungen. Die Mindestdauer soll je Prüfling

und Fach 15 Minuten nicht unterschreiten. 

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfungsleistungen sind in

einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis ist dem Prüfling jeweils im Anschluß an die mündli-

chen Prüfungsleistungen bekanntzugeben.
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(5) Studierende, die sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen Fachprüfung unterziehen

wollen, sollen nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei

denn, der Prüfling widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich jedoch nicht auf die Beratung und

Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse an den Prüfling.

§ 8

Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten soll der Prüfling nachweisen, daß

er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden seines Faches

Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. In der Klausur soll ferner festgestellt werden, ob

der Prüfling über notwendiges Grundlagenwissen verfügt. Die Hochschulprüfungsordnungen

können vorsehen, daß dem Prüfling Themen zur Auswahl gegeben werden.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten, deren Bestehen Voraussetzung für die

Fortsetzung des Studiums ist, sind in der Regel, zumindest aber im Fall der letzten Wieder-

holungsprüfung, von zwei Prüferinnen oder Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem

arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht

überschreiten.

(3) Die Hochschulprüfungsordnungen regeln die Dauer der Klausurarbeiten und sonstiger

schriftlicher Arbeiten. Die Dauer der Klausurarbeit darf 90 Minuten nicht unterschreiten.
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§ 9

Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen oder

Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwen-

den:

1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung;

2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen

Anforderungen liegt;

3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen ent-

spricht;

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforde-

rungen genügt;

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen

nicht mehr genügt.

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können einzelne Noten um 0,3 auf Zwi-

schenwerte erhöht oder erniedrigt werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3  sind dabei

ausgeschlossen.

(2) Besteht eine Fachprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, errechnet sich die Fachnote aus

dem Durchschnitt der Noten der einzelnen Prüfungsleistungen. Dabei wird nur die erste Dezimal-

stelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen.
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Die Fachnote lautet:

Bei einem Durchschnitt bis 
einschließlich 1,5 = sehr gut

bei einem Durchschnitt von 1,6 bis 
einschließlich 2,5 = gut

bei einem Durchschnitt von 2,6 bis 
einschließlich 3,5 = befriedigend

bei einem Durchschnitt von 3,6 bis 
einschließlich 4,0 = ausreichend

bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht ausreichend.

(3) Für die Diplom-Vorprüfung kann und für die Diplomprüfung muß jeweils eine Gesamtnote
gebildet werden. Die Gesamtnote der Diplom-Vorprüfung errechnet sich aus den Fachnoten, die
der Diplomprüfung aus den Fachnoten und der Note der Diplomarbeit. Für die Bildung der
Gesamtnote gilt Abs. 2 entsprechend.

§ 10 

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn der Prüfling einen

für ihn bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prü-

fung, die er angetreten hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche

Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muß unverzüglich

schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Prüflings kann die

Vorlage eines ärztlichen Attestes und in Zweifelsfällen eines amtsärztlichen Attestes verlangt
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werden. Soweit die Einhaltung von Fristen für die erstmalige Meldung zur Prüfung, die Wie-

derholung von Prüfungen, die Gründe für das Versäumnis von Prüfungen und die Einhaltung von

Bearbeitungszeiten für Prüfungsarbeiten betroffen sind, steht der Krankheit des Prüflings die

Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versorgenden Kindes gleich. Wird der Grund

anerkannt, so wird ein neuer Termin anberaumt. Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse

sind in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht der Prüfling, das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen durch Täuschung oder

Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung

mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf des

Prüfungstermins stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer oder

Aufsichtführenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem

Fall wird die Prüfungsleistung mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen

kann der Prüfungsausschuß den Prüfling von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen

ausschließen.

(4) Der Prüfling kann innerhalb einer in den Hochschulprüfungsordnungen festzulegenden Frist

verlangen, daß die Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom Prüfungsausschuß überprüft

werden. Belastende Entscheidungen sind dem Prüfling unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu

begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 11

Bestehen und Nichtbestehen

(1) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn die Fachnote mindestens "ausreichend" (4,0) ist. Die

Hochschulprüfungsordnungen können vorsehen, daß in begründeten Fällen eine Fachprüfung mit

mehreren Prüfungsleistungen nur bestanden ist, wenn bestimmte Prüfungsleistungen mindestens
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mit "ausreichend" (4,0) bewertet wurden.

(2) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Fachprüfungen der Diplom-Vor-

prüfung bestanden sind. Die Diplomprüfung ist bestanden, wenn die praktischen Studiensemester

erfolgreich abgeschlossen, sämtliche Fachprüfungen der Diplomprüfung bestanden sind und die

Diplomarbeit, gegebenenfalls einschließlich des Kolloquiums, mindestens mit "ausreichend" (4,0)

bewertet wurde. Die Hochschulprüfungsordnungen können vorsehen, daß die Diplom-Vor-

prüfung bzw. die Diplomprüfung erst bestanden ist, wenn die Studienleistungen gemäß § 3 Abs.

2 nachgewiesen sind.

(3) Hat der Prüfling eine Fachprüfung nicht bestanden oder wurde die Diplomarbeit schlechter

als "ausreichend" (4,0) bewertet, wird der Prüfling darüber informiert. Er muß auch Auskunft

darüber erhalten, ob und ggf. in welchem Umfang und in welcher Frist die Fachprüfung und die

Diplomarbeit wiederholt werden können.

(4) Hat der Prüfling die Diplom-Vorprüfung oder die Diplomprüfung nicht bestanden, wird ihm

eine Bescheinigung auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise sowie der

Exmatrikulationsbescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren

Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen läßt, daß die Diplom-

Vorprüfung bzw. die Diplomprüfung nicht bestanden ist.

§ 12

Freiversuch

(1) Die Hochschulprüfungsordnungen können vorsehen, daß erstmals nicht bestandene Fach-

prüfungen als nicht unternommen gelten, wenn sie innerhalb der Regelstudienzeit und zu dem in

den Hochschulprüfungsordnungen vorgesehenen Zeitpunkt abgelegt werden (Freiversuch). Sie



Rahmenordnung Verfahrenstechnik (FH)

15

können auch vorsehen, daß die Freiversuchsregelung nur dann Anwendung findet, wenn sämtli-

che Prüfungsleistungen der Diplomprüfung innerhalb der Regelstudienzeit erbracht werden.

(2) Im Rahmen des Freiversuchs bestandene Fachprüfungen können zur Notenverbesserung

innerhalb einer von den Hochschulprüfungsordnungen zu bestimmenden Frist einmal wiederholt

werden; dabei zählt das jeweils bessere Ergebnis.

(3) Das Nähere regeln die Hochschulprüfungsordnungen. Sie regeln insbesondere, welche Zeiten

im Hinblick auf die Einhaltung des Zeitpunktes für den Freiversuch nicht angerechnet werden

(wie z.B. Unterbrechung des Studiums wegen Krankheit oder eines anderen zwingenden Grun-

des, Studienzeiten im Ausland).

§ 13

Wiederholung der Fachprüfungen

(1) Nicht bestandene Fachprüfungen können höchstens zweimal wiederholt werden. Die Wie-

derholung einer bestandenen Fachprüfung ist, abgesehen von dem in § 12 Abs. 2 geregelten Fall,

nicht zulässig. Fehlversuche an anderen Fachhochschulen in der Bundesrepublik Deutschland

sind anzurechnen.

(2) Besteht eine Fachprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, können die Hochschulprüfungs-

ordnungen vorsehen, daß einzelne, nicht mit mindestens "ausreichend" (4,0) bewertete

Prüfungsleistungen zu wiederholen sind.

(3) Die Wiederholungsprüfung soll spätestens im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils

folgenden Semesters abgelegt werden. Der Prüfungsanspruch erlischt bei Versäumnis der

Wiederholungsfrist, es sei denn, der Prüfling hat das Versäumnis nicht zu vertreten.
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§ 14

Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen werden ohne Gleichwertigkeits-

prüfung angerechnet, wenn sie an einer Fachhochschule in der Bundesrepublik Deutschland in ei-

nem Studiengang erbracht wurden, der derselben Rahmenordnung unterliegt. Die Diplom-

Vorprüfung wird ohne Gleichwertigkeitsprüfung anerkannt.

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Studiengängen, die nicht unter

Absatz 1 fallen, werden angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist. Studienzeiten, Stu-

dienleistungen und Prüfungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang und in den

Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Fachhochschule

im wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamt-

betrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrechnung von Studienzeiten,

Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland

erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz

gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner-

schaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Ferns-

tudien gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem auch für Studienzeiten,

Studienleistungen und Prüfungsleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, insbesondere an

staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- und Ingenieurschulen

und Offiziershochschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik.

(4) Einschlägige praktische Studiensemester (§ 2) und berufspraktische Tätigkeiten (§ 5 Abs. 1
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Nr. 2) werden angerechnet.

(5) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die Noten - soweit die Noten-

systeme vergleichbar sind - zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubezie-

hen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestanden" aufgenommen. Eine

Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig.

(6) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 besteht ein Rechtsanspruch auf

Anrechnung. Die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die

in der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. Die Studierenden

haben die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

§ 15

Prüfungsausschuß

(1) Für die Organisation von Diplom-Vorprüfungen und Diplomprüfungen sowie die durch die

Hochschulprüfungsordnungen zugewiesenen Aufgaben sind Prüfungsausschüsse zu bilden. Sie

haben in der Regel nicht mehr als sieben Mitglieder. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt in der

Regel drei Jahre. Die Hochschulprüfungsordnungen können für studentische Mitglieder kürzere

Amtszeiten vorsehen.

(2) Die oder der Vorsitzende, die Stellvertreterin oder der Stellvertreter, die weiteren Mitglieder

des Prüfungsausschusses sowie deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter werden von dem

zuständigen Fachbereich bestellt. Die Professorinnen oder Professoren verfügen mindestens über

die absolute Mehrheit der Stimmen. Die oder der Vorsitzende führt im Regelfall die Geschäfte

des Prüfungsausschusses.
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(3) Der Prüfungsausschuß achtet darauf, daß die Bestimmungen der Prüfungsordnungen einge-

halten werden. Er berichtet regelmäßig dem Fachbereich über die Entwicklung der Prüfungs- und

Studienzeiten einschließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Diplomarbeit sowie über

die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die

Fachhochschule offenzulegen. Der Prüfungsausschuß gibt Anregungen zur Reform der Studien-

ordnungen/Studienpläne und Prüfungsordnungen.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungs-

leistungen beizuwohnen.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter

unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie

durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

§ 16

Prüferinnen oder Prüfer und

Beisitzerinnen oder Beisitzer

(1) Zu Prüferinnen oder Prüfern werden nur Professorinnen oder Professoren und andere nach

Landesrecht prüfungsberechtigte Personen bestellt, die, sofern nicht zwingende Gründe eine Ab-

weichung erfordern, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfungsleistung bezieht, eine

eigenverantwortliche, selbständige Lehrtätigkeit an einer Hochschule ausgeübt haben. Zur Bei-

sitzerin oder zum Beisitzer wird nur bestellt, wer die entsprechende Diplomprüfung oder eine

vergleichbare Prüfung abgelegt hat.

(2) Die Hochschulprüfungsordnungen können vorsehen, daß der Prüfling für die Diplomarbeit

und die mündlichen Prüfungsleistungen die Prüferin oder den Prüfer oder eine Gruppe von Prüfe-
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rinnen oder Prüfern vorschlagen kann. Der Vorschlag begründet keinen Anspruch.

(3) Die Namen der Prüferinnen und Prüfer sollen dem Prüfling rechtzeitig bekanntgegeben

werden.

(4) Für die Prüferinnen oder Prüfer und Beisitzerinnen oder Beisitzer gilt § 15 Abs. 5 entspre-

chend.

§ 17

Zuständigkeiten

Die Hochschulprüfungsordnungen regeln die Zuständigkeiten. Sie regeln insbesondere, wer

1. über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften (§ 10),

2. über das Bestehen und Nichtbestehen (§ 11),

3. über die Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistungen (§ 14),

4. über die Bestellung der Prüferinnen oder Prüfer und Beisitzerinnen oder Beisitzer (§ 16) und

die Berechtigung zur Ausgabe der Diplomarbeit (§ 20)

entscheidet und wer Zeugnisse und Urkunden ausstellt.
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§ 18

Zweck und Durchführung der Diplom-Vorprüfung

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll der Prüfling nachweisen, daß er das Studium mit Aussicht

auf Erfolg fortsetzen kann und daß er die inhaltlichen Grundlagen seines Faches, ein methodi-

sches Instrumentarium und eine systematische Orientierung erworben hat.

(2) Die Diplom-Vorprüfung wird in der Regel studienbegleitend im Anschluß an die jeweiligen

Lehrveranstaltungen des Grundstudiums durchgeführt. Sie ist so auszugestalten, daß sie vor Be-

ginn der Vorlesungszeit des auf das Grundstudium folgenden Semesters abgeschlossen werden

kann.

§ 19 

Zweck der Diplomprüfung

Die Diplomprüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluß des Diplomstudienganges. Durch

die Diplomprüfung wird festgestellt, ob der Prüfling die Zusammenhänge seines Faches über-

blickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden und die

für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat.
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§ 20 

Ausgabe, Abgabe, Bewertung und Wiederholung 

der Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit ist eine Prüfungsarbeit. Sie soll zeigen, daß der Prüfling in der Lage ist,

innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach selbständig nach wissenschaft-

lichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Diplomarbeit kann von einer Professorin oder einem Professor oder einer anderen, nach

Landesrecht prüfungsberechtigten Person ausgegeben und betreut werden, soweit diese an der

jeweiligen Fachhochschule in einem für den jeweiligen Studiengang relevanten Bereich tätig sind.

Soll die Diplomarbeit in einer Einrichtung außerhalb der Fachhochschule durchgeführt werden,

bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.

(3) Die Ausgabe der Diplomarbeit erfolgt über den Prüfungsausschuß. Thema und Zeitpunkt sind

aktenkundig zu machen. Der Prüfling kann Themenwünsche äußern. Auf Antrag des Prüflings

wird vom Prüfungsausschuß die rechtzeitige Ausgabe der Diplomarbeit veranlaßt.  Das Thema

kann nur einmal und nur innerhalb von zwei Monaten nach Ausgabe zurückgegeben werden. Die

Hochschulprüfungsordnungen können vorsehen, daß die Diplomarbeit spätestens drei Monate

nach Abschluß der Fachprüfungen auszugeben ist.

(4) Die Diplomarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit erbracht werden, wenn der als

Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings aufgrund der Angabe von

Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung

ermöglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1

erfüllt.

(5) Die Diplomarbeit ist fristgemäß bei der in den Hochschulprüfungsordnungen zu bestimmen-
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den Stelle abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei der Abgabe hat der

Prüfling schriftlich zu versichern, daß er seine Arbeit - bei einer Gruppenarbeit seinen ent-

sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit - selbständig verfaßt und keine anderen als die

angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat.

(6) Die Diplomarbeit ist in der Regel von zwei Prüferinnen oder Prüfern zu bewerten. Darunter

soll die Betreuerin oder der Betreuer der Diplomarbeit sein. Die Hochschulprüfungsordnungen

regeln das Verfahren der Bewertung bei nicht übereinstimmender Beurteilung. Das Bewer-

tungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(7) Die Diplomarbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter als "ausreichend" (4,0) ist, nur

einmal wiederholt werden. Eine Rückgabe des Themas der Diplomarbeit in der in Abs. 3 genann-

ten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn der Prüfling bei der Anfertigung seiner ersten Arbeit von

dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

§ 21 

Zeugnis und Diplomurkunde

(1) Über die bestandene Diplom-Vorprüfung und die Diplomprüfung erhält der Prüfling jeweils

unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis. In das Zeugnis der Diplom-

Vorprüfung sind die Fachnoten und die Gesamtnote aufzunehmen. In das Zeugnis der Diplom-

prüfung sind die Fachnoten, das Thema der Diplomarbeit und deren Note sowie die Gesamtnote

aufzunehmen. Gegebenenfalls können ferner die Studienrichtung und die Studienschwerpunkte

sowie - auf Antrag des Prüfling - das Ergebnis der Fachprüfungen in weiteren als den vor-

geschriebenen Fächern (Zusatzfächern) und die bis zum Abschluß der Diplomprüfung benötigte

Fachstudiendauer in das Zeugnis aufgenommen werden. Auf Antrag des Prüfling sind in einem

Beiblatt zum Zeugnis die Noten des jeweiligen Prüfungsjahrganges (Notenspiegel, Rangzahl), so-
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weit landesrechtlich die Voraussetzungen hierfür bestehen, anzugeben.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis der Diplomprüfung erhält der Prüfling die Diplomurkunde mit

dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verleihung des Diplomgrades beurkundet. Die

Diplomurkunde wird unterzeichnet und mit dem Siegel der Fachhochschule oder des Fachberei-

ches versehen.

(3) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden

ist.

§ 22

Ungültigkeit der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung

(1) Hat der Prüfling bei einer Prüfungsleistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach

Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die Note der Prüfungsleistung entsprechend § 10

Abs. 3 berichtigt werden. Gegebenenfalls kann die Fachprüfung für "nicht ausreichend" und die

Diplom-Vorprüfung oder die Diplomprüfung für "nicht bestanden" erklärt werden. Entsprechen-

des gilt für die Diplomarbeit.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Fachprüfung nicht erfüllt, ohne daß der

Prüfling hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnis-

ses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Fachprüfung geheilt. Hat der Prüfling

vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, daß er die Fachprüfung ablegen konnte, so kann die Fachprüfung

für "nicht ausreichend" und die Diplom-Vorprüfung und die Diplomprüfung für nicht bestanden

erklärt werden.

(3) Dem Prüfling ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
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(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem

unrichtigen Zeugnis ist auch die Diplomurkunde einzuziehen, wenn die Diplomprüfung aufgrund

einer Täuschung für "nicht bestanden" erklärt wurde. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und

Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlos-

sen.

§ 23

Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluß des Prüfungsverfahrens wird dem Prüfling auf Antrag in

angemessener Frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gut-

achten und in die Prüfungsprotokolle gewährt.

2. Abschnitt: Fachspezifische Bestimmungen

§ 24

Studienaufbau und Stundenumfang

(1) Das Studium gliedert sich in das Grundstudium, das nach drei  theoretischen Studiense-

mestern mit der Diplom-Vorprüfung abschließt, und das Hauptstudium, das mit der Diplom-

prüfung abschließt. In das Grund- oder Hauptstudium sind ein oder zwei praktische Studiense-

mester oder gleichwertige Praxisphasen bzw. Praxisprojekte gemäß § 2 Abs. 2 zu integrieren.

Bei einem Studienaufbau mit einem praktischen Studiensemester ist eine einschlägige berufs-

praktische Tätigkeit (Vorpraxis) im Umfang von 13 Wochen erfolgreich abzuleisten. Davon

müssen mindestens acht Wochen vor Aufnahme des Studiums erbracht sein. Bei einem Studien-
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aufbau mit zwei praktischen Studiensemestern ist eine einschlägige berufspraktische Tätigkeit im

Umfang von acht Wochen vor Aufnahme des Studiums abzuleisten. Gleichwertige Tätigkeiten

werden angerechnet.

(2) Der zeitliche Gesamtumfang der für den erfolgreichen Abschluß des Studiums erforderlichen

Lehrveranstaltungen im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt höchstens 180 Semesterwochen-

stunden.

§ 25

Fachliche Voraussetzungen für die Diplom-Vorprüfung

Die Hochschulprüfungsordnungen legen die Anzahl der zu erbringenden Prüfungsvorleistungen

fest. Außerdem treffen sie Regelungen über deren Gegenstand, Art und Ausgestaltung.

§ 26

Gegenstand, Art und Umfang der Diplom-Vorprüfung

(1) Folgende Fachgebiete sind Gegenstand von Fachprüfungen:

  1. Mathematik

  2. Informatik

  3. Physik

  4. Chemie, Physikalische Chemie

  5. Technische Mechanik

  6. Technische Thermodynamik, Wärme- und Stoffübertragung
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  7. Konstruktion / CAD 

  8. Grundlagen der Elektrotechnik und Elektronik

  9. Technische Fluiddynamik

10. Werkstofftechnik

11. Allgemeinwissenschaftliche Fächergruppe gemäß Anlage zur Rahmenordnung

(2) Die Anzahl der zu erbringenden Fachprüfungen darf 13 nicht überschreiten. Die

Hochschulprüfungsordnungen begrenzen die Anzahl der in der Diplom-Vorprüfung insgesamt zu

erbringenden Prüfungsleistungen. Außerdem treffen sie Regelungen über deren Art und Ausge-

staltung. Schriftliche Prüfungen nach dem Multiple-Choice-Verfahren sind ausgeschlossen.

(3) Gegenstand der Fachprüfungen sind die Stoffgebiete der den Prüfungsfächern zugeordneten

Lehrveranstaltungen. 

§ 27

Fachliche Voraussetzungen für die Diplomprüfung

(1) Die Fachprüfungen der Diplomprüfung kann nur ablegen, wer in dem Studiengang in dem die

Diplomprüfung abgelegt werden soll, die Diplom-Vorprüfung an einer Fachhochschule in der

Bundesrepublik Deutschland bestanden oder eine gemäß § 14 Abs. 2 und 3 als gleichwertig

angerechnete Prüfungsleistung erbracht hat. Die Hochschulprüfungsordnungen können vorsehen,

daß in Ausnahmefällen Fachprüfungen der Diplomprüfung auch dann abgelegt werden können,

wenn zur vollständigen Diplom-Vorprüfung höchstens zwei Fachprüfungen fehlen. Die fehlenden

Fachprüfungen sind spätestens bis zur Ausgabe des Themas der Diplomarbeit nachzuweisen.

(2) Hochschulprüfungsordnungen legen die Anzahl der zu erbringenden Prüfungsvorleistungen

fest. Außerdem treffen sie Regelungen über deren Gegenstand, Art und Ausgestaltung.



Rahmenordnung Verfahrenstechnik (FH)

27

(3) Die Hochschulprüfungsordnungen regeln, bis wann die erfolgreiche Teilnahme an den

praktischen Studiensemestern spätestens nachzuweisen ist.

§ 28

Gegenstand, Art und Umfang der Diplomprüfung

(1) Die Hochschulprüfungsordnungen bestimmen aus dem nachfolgenden Katalog der Fächer

bzw. Fachgebiete sechs Pflichtfächer, in denen jeweils mindestens eine Fachprüfung abzulegen

ist:

1. Meß-, Steuerungs- und Regelungstechnik/PLT

2. Thermische Verfahrenstechnik

3. Mechanische Verfahrenstechnik

4. Reaktionstechnik/Chemische Verfahrenstechnik

5. Pumpen und Verdichter

6. Apparate- und Rohrleitungsbau/CAD

7. Prozeßtechnik und Anlagenplanung/CAE

8. Umwelt- und Sicherheitstechnik

9. Industriebetriebslehre/Arbeitswissenschaft.

(2) Weitere Fachprüfungen sind in den von den Studierenden gewählten Fächern des Wahl-

pflichtbereiches abzulegen. Die Hochschulprüfungsordnungen legen den Katalog der Prüfungs-

fächer des Wahlpflichtbereiches fest.

(3) Die Anzahl der zu erbringenden Fachprüfungen darf 16 nicht überschreiten. Die Hochschul-

prüfungsordnungen begrenzen die Anzahl der in der Diplomprüfung insgesamt zu erbringenden

Prüfungsleistungen. § 26 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend.
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(4) Gegenstand der Fachprüfungen sind die Stoffgebiete der in den Prüfungsfächern zugeordne-

ten Lehrveranstaltungen.

§ 29

Bearbeitungszeit der Diplomarbeit

(1) Die Bearbeitungszeit der Diplomarbeit beträgt drei Monate. Sehen die Hochschulprüfungs-

ordnungen vor, daß die Diplomarbeit zeitgleich mit Lehrveranstaltungen des Pflicht- oder

Wahlpflichtbereichs angefertigt werden soll, oder wird die Diplomarbeit in einer Einrichtung

außerhalb der Fachhochschule durchgeführt, kann die Bearbeitungszeit entsprechend verlängert

werden, höchstens jedoch auf insgesamt sechs Monate. Thema, Aufgabenstellung und Umfang

der Diplomarbeit sind von der Betreuerin oder von dem Betreuer so zu begrenzen, daß die Frist

zur Bearbeitung der Diplomarbeit eingehalten werden kann. Die Bearbeitungszeit kann auf

Antrag des Prüflings aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, um höchstens zwei Monate

verlängert werden.

(2) Die Hochschulprüfungsordnungen sehen vor, daß der Prüfling seine Arbeit in einem Kollo-

quium erläutert. Das Ergebnis des Kolloquiums ist in die Bewertung der Diplomarbeit ein-

zubeziehen. Das Nähere regeln die Hochschulprüfungsordnungen.

§ 30

Gewichtung der Noten

Die Hochschulprüfungsordnungen sehen vor, daß einzelne Prüfungsleistungen bei der Bildung

der Fachnote und/oder einzelne Fachnoten bei der Bildung der Gesamtnote unter angemessener

Berücksichtigung der Semesterwochenstundenanzahl gewichtet werden. § 9 Abs. 2 Satz 2 gilt
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entsprechend. Eine besondere Gewichtung einzelner Fachnoten und/oder der Note der Diplom-

arbeit ist jeweils in den Hochschulprüfungsordnungen festzulegen.

§ 31

Diplomgrad

Ist die Diplomprüfung bestanden, wird der Diplomgrad "Diplom-Ingenieur" mit dem Zusatz

"Fachhochschule (FH)" in männlicher bzw. weiblicher Form unter Angabe der Fachrichtung

verliehen.



Rahmenordnung Verfahrenstechnik (FH)

30

Anlage

Beispielhafter Katalog der allgemeinwissenschaftlichen Fächer

für das Grund- und Hauptstudium

 1. Einführung in Lern- und Arbeitstechniken

 2. Entwicklung der Ingenieurarbeit

 3. Technikpotentialabschätzung

 4. Fremdsprachen mit technisch-fachlicher Ausrichtung

 5. Betriebswirtschaftslehre

 6. Volkswirtschaftslehre

 7. Recht

 8. Qualitätsmanagement

 9. Personalwirtschaft



Rahmenordnung Verfahrenstechnik (FH)

31



Rahmenordnung Verfahrenstechnik (FH)

32

Erläuterungen zur Rahmenordnung

für die Diplomprüfung im Studiengang Verfahrenstechnik

an Fachhochschulen
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1. Prüfungssystematik

Die Rahmenordnung enthält eine Prüfungssystematik, die sich an der allgemein im Prüfungsrecht

geltenden Terminologie orientiert. Sie weicht daher in manchen Einzelheiten von dem bisher an

einigen Fachhochschulen üblichen Sprachgebrauch ab. Im einzelnen ist auf folgendes hinzuwei-

sen:

Die Rahmenordnung unterscheidet zwischen der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung.

Diplom-Vorprüfung und Diplomprüfung bestehen ihrerseits aus Fachprüfungen; zur Diplom-

prüfung gehört auch noch die Diplomarbeit. Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn alle

Fachprüfungen bestanden sind. Die Diplomprüfung ist bestanden, wenn die Fachprüfungen

bestanden und die Diplomarbeit, ggf. ergänzt um ein Kolloquium, mindestens mit "ausreichend"

bewertet wurde (§ 11 Abs. 2). 

Eine Fachprüfung besteht aus einer oder mehreren Prüfungsleistungen (s.u.) in einem Prüfungs-

fach oder einem fachübergreifenden Prüfungsgebiet. Eine Fachprüfung muß bestanden werden

(§ 11). Bei Nichtbestehen wird grundsätzlich die Fachprüfung wiederholt. Für jede Fachprüfung

gibt es eine Fachnote (§ 9 Abs. 2). Die Fachnote wird in das Zeugnis aufgenommen und ist

Grundlage für die Berechnung der Gesamtnote der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung.

Der Begriff Prüfungsleistung bezeichnet den einzelnen konkreten Prüfungsvorgang (z.B. eine

mündliche Prüfung, eine Klausurarbeit oder eine alternative Prüfungsleistung). Eine Prüfungs-

leistung wird bewertet und benotet (§ 9 Abs. 1). Besteht eine Fachprüfung aus nur einer

Prüfungsleistung, sind Prüfungsleistung und Fachprüfung identisch. Besteht eine Fachprüfung

aus mehreren Prüfungsleistungen, werden die in den einzelnen Prüfungsleistungen erzielten

Noten zu einer Note (= Fachnote) zusammengefaßt (§ 9 Abs. 2). Dabei kann eine weniger gute,

selbst eine mangelhafte (d.h. mit "nicht ausreichend" bewertete) Prüfungsleistung durch eine

besser bewertete Prüfungsleistung ausgeglichen werden. Da alle Prüfungsleistungen innerhalb

einer Fachprüfung sich auf dasselbe Prüfungsfach bzw. dasselbe Prüfungsgebiet beziehen, ist eine
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Kompensation mangelhafter Ergebnisse in einer Prüfungsart (z.B. Klausurarbeit) durch gute

Ergebnisse in einer anderen Prüfungsart (z.B. mündliche Prüfungsleistung) gerechtfertigt. In

begründeten Fällen können die Hochschulprüfungsordnungen das Bestehen einer Fachprüfung

von dem Bestehen einer einzelnen Prüfungsleistung abhängig machen (§ 11 Abs. 1 Satz 2). 

Studienleistungen (beispielsweise: Referat, Hausarbeit, Protokoll, Testat, Klausurarbeit)

werden im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen (Übung, Praktikum oder Seminar, seltener

auch in Zusammenhang mit einer Vorlesung) erbracht. Teilnahmebescheinigungen sind keine

Nachweise über Studienleistungen. Eine Studienleistung setzt vielmehr eine bewertete - aber

nicht notwendigerweise auch benotete - individuelle Leistung, wie z.B. ein Referat, voraus. 

Die Rahmenordnung  regelt  Studienleistungen grundsätzlich nur insoweit, als sie Prüfungsvor-

leistungen sind oder Fachprüfungen nachfolgen. Eine Prüfungsvorleistung ist eine Zulassungs-

voraussetzung für eine Fachprüfung, d.h. die Fachprüfung kann nur abgelegt werden, wenn die

als Prüfungsvorleistung zu erbringende Studienleistung nachgewiesen ist. Sie ist ohne Einfluß auf

die Fachnote. 

2. Studiensystematik

Der Studiengang umfaßt ein auf ein bestimmtes Tätigkeitsfeld hin orientiertes Studium, das zu

einem berufsqualifizierenden Abschluß führt und in der Regel durch eine Rahmenprüfungsord-

nung definiert ist. Der jeweilige Studiengang wird durch die Hochschule organisiert und durch

Prüfungs- und Studienordnung gestaltet. Verschiedene Studiengänge unterscheiden sich häufig

bereits im Grundstudium.

Innerhalb eines Studienganges können im Hauptstudium Studienrichtungen für spezifische

Studien mit umfangreichem Fächerspektrum angeboten werden. In verschiedenen Studien-

richtungen können sich Studieninhalte überschneiden. Die Angabe der Studienrichtung erscheint

neben der Angabe des Studienganges im Zeugnis. So kann es im Studiengang Verfahrenstechnik
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z.B. die Studienrichtungen Bioverfahrenstechnik und Produktionsintegrierter Umweltschutz

geben.

Innerhalb eines Studienganges oder innerhalb einer Studienrichtung kann der Fachbereich als

weiteres spezifiziertes Studienangebot mit jeweils schmalerem Fächerspektrum Studienschwer-

punkte im Hauptstudium anbieten. 

Wenn in einem Studiengang keine Studienrichtung angeboten werden kann oder soll, so können

im Studiengang Verfahrenstechnik z.B. die Studienschwerpunkte Energie- und Kerntechnik,

Verwertungs- und Recyclingtechnik und Umweltverfahrenstechnik  angesiedelt sein.

3. Das Fach Verfahrenstechnik und das Studienziel

Die Rahmenordnung soll ein einheitliches Grundverständnis des Studienfaches Verfahrenstechnik

über die verschiedenen Studienrichtungen hinweg fördern. Sie soll damit auch den

Hochschulwechsel für Studierende erleichtern, ohne aber spezifischen regionalen Ausbildungs-

profilen, wissenschaftliche Vielfalt und sich wandelnden Berufsanforderungen im Wege zu

stehen. Vielfach haben neue Anforderungen bereits ihren Niederschlag in regionalen Ausbil-

dungsreformen gefunden und dazu geführt, daß Verfahrensingenieure in neue Aufgaben und in

neue Wirtschafts- und Industriebereiche hineingewachsen sind. Das im folgenden dargestellte

Studienkonzept unterstützt diese Entwicklung und bietet eine grundsätzliche Orientierung.

Die Verfahrenstechnik (und das Chemieingenieurwesen) entstanden als eigenständige inge-

nieurwissenschaftliche Disziplin aus der Zusammenarbeit von Ingenieuren, Chemikern und

Physikern in der stoffwandelnden bzw. chemischen Industrie.

Verfahrenstechnik befaßt sich mit der Erforschung, Entwicklung und technischen Durchführung

von Prozessen, in denen Stoffe nach Art, Eigenschaft und Zusammensetzung verändert werden.

Dazu gehören Auslegung, Konstruktion, Fertigung, Betrieb, Überwachung und Instandhaltung
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der dazu nötigen Anlagen, sowie Kundenberatung und Beschaffung/Vertrieb von Verfahren und

Apparaten.

Umweltverträglichkeit, Umweltschutz und Sicherheitstechnik sowie Ver- und Entsorgungs-

technik sind integraler Bestandteil aller dieser Aktivitäten.

Ein solch weitgefächertes berufliches Aufgabenfeld macht eine breite Ausbildung in Grundlagen-

fächern notwendig. Der Studierende soll auf der Basis mathematisch-naturwissenschaftlicher

Grundlagen Wissen, Kenntnisse, Einsichten in Zusammenhänge, aber auch Methoden, Fähig-

keiten und Fertigkeiten vermittelt bekommen, erlernen und erwerben, die zur Aufnahme und

Ausübung der Berufstätigkeit eines Verfahrensingenieurs erforderlich sind.

Im Zusammenhang mit der jüngsten öffentlichen Diskussion über die Zukunftsprobleme der

deutschen Industrie ist deutlich geworden, daß das Studium einen wichtigen Beitrag zur Stär-

kung der Innovationsfähigkeit der Ingenieurinnen und Ingenieure leisten muß. Die stärkere

Orientierung des Studiums auf Innovations- und Problemlösungsstrategien ist eine Zukunftsauf-

gabe. Dabei ist allerdings das Umfeld der Ingenieurpraxis zu berücksichtigen. Neue

Unternehmens-, Arbeits- und Produktionskonzepte wie auch neue Marketingstrategien setzen

neue Maßstäbe für Technikgestaltung, die nicht allein aus technischen Theorien bzw. Erfahrungs-

werten abzuleiten sind ("Kundenorientierung"). Darüber hinaus haben die Wechselwirkungen

zwischen der Verfahrenstechnik als Fachwissenschaft bzw. Ingenieurpraxis einerseits mit den

sozialen, kulturellen und ökologischen Folgen der technischen Entwicklung wie auch der

industriellen Produktionsweise andererseits enorm an Bedeutung für die Berufspraxis gewonnen.

Die soziale Funktion des Ingenieurs ist stärker gefordert denn je. Technikbewertung und Tech-

nikfolgenabschätzung wirken auch in Kernaufgaben von Verfahrensingenieuren hinein, wie z.B.

Entwurf und Planung "recyclinggerechter" Anlagen und Chemikalien. Trotz aller Komplexität

und Vielfalt im Bewußtsein fortlaufender Fachinnovationen versteht sich die Rahmenordnung je-

doch als "Dach" für alle verfahrenstechnischorientierten Studiengänge, Studienrichtungen und

Studienschwerpunkte unabhängig davon, wie Studiengänge örtlich bezeichnet und "vermarktet"
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werden (z.B. "Umwelttechnik, Lebensmittelverfahrenstechnik"). Die im Anhang vorgesehenen

Studienrichtungen sind deshalb bewußt als beispielhafter Katalog aufgeführt. Das Grundstudium

soll in jedem Fall als "einigendes Band" erhalten bleiben.

Eine zeitgemäße Ingenieurausbildung kann sich in diesem Sinne nicht allein auf mathematisch-

naturwissenschaftliche Grundlagen beziehen, die unverändert ihre Bedeutung behalten, sondern

muß darüber hinaus betriebswirtschaftliche, rechtliche, arbeitswissenschaftliche, ökologische und

ethische Zusammenhänge stärker berücksichtigen. Dies kann freilich nur in exemplarischer und

praxisbezogener Weise geschehen, ausgehend von berufsrelevanten Fragestellungen der Inge-

nieurpraxis. Inhalte und Lehrformen sind so anzulegen, daß Systemkompetenz, Problemlösungs-

fähigkeiten, sozialkommunikative Kompetenz  gefördert werden. Mit zunehmender Bedeutung

von Gruppenarbeit und anderen integrativen Organisationsmodellen in den Unternehmen ("lean

production", "simultane Entwicklung") wird die effektive Kooperation von Ingenieuren, Meistern

und Facharbeitern - von Entwicklern, Produktionsplanern, Kaufleuten und Fertigern wichtiger.

Die Vorbereitung auf diese Anforderungen sollte nicht allein den praktischen Studiensemestern

bzw. den zugehörigen Begleitveranstaltungen überlassen bleiben, wenngleich zusätzliche Erfah-

rungen in Industriebetrieben zum Verständnis dieser Zusammenhänge unverzichtbar sind (vgl.

Kapitel 6 "Praxisbezug des Studiums"). Allgemeinwissenschaftliche bzw. nichttechnische Fächer

sind gleichermaßen unerläßlich.  Ihre Lehrangebote sollten nach Möglichkeit mit den fachwissen-

schaftlichen Problemstellungen der Verfahrenstechnik zumindest teilweise abgestimmt werden.

Die europäische Integration sowie die Internationalisierung der Märkte fordern darüber hinaus

die Beherrschung von ein bis zwei Fremdsprachen (der überwiegende Teil aktueller Veröffentli-

chungen erscheint in englischer Sprache) sowie eine klare Ausdrucksfähigkeit in der deutschen

Sprache, da in der beruflichen Praxis schwierige sicherheitsrelevante Sachverhalte eindeutig und

anschaulich wiederzugeben sind.

Ein modernes Studienkonzept muß folglich Raum bieten für zunehmende und wechselnde

Schwerpunktbildungen bzw. Spezialisierungen, aber zugleich der Einbeziehung neuer
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Wissensgebiete, der interdisziplinären Reflexion technologischer Sachverhalte, dem Erwerb

allgemeiner Handlungs- und Kritikfähigkeit ausreichend Rechnung tragen. Zu fördern sind in

diesem Zusammenhang aktivierende Lernformen. Deshalb sei schon hier betont, daß bei den

Veranstaltungen, die in der Rahmenordnung als Vorlesung gekennzeichnet sind, keinesfalls nur

an den Frontalvortrag als Lehrmethode gedacht wurde. Spezifische Aufgabe des Fachhoch-

schulstudienganges Verfahrenstechnik ist die Erarbeitung anwendungsbezogener Grundlagen,

Verfahren und Methoden, die die Absolventen befähigen sollen, Probleme der industriellen und

handwerklichen Praxis auf wissenschaftlicher Grundlage und im Wissen um die Umfeldwirkun-

gen zu lösen. Beides, solide und breit angelegte fachwissenschaftliche Kenntnisse wie konkrete

und exemplarische Umsetzungs- und Durchsetzungsfähigkeiten in sozialen Kontexten, kon-

stituiert das Abschlußprofil von Verfahrensingenieuren. Die Absolventen sollen in der Lage sein,

mit wissenschaftlich gesicherten Methoden, selbständig, aber auch in der Gruppe zu arbeiten,

sich selbst weiterzubilden und in ihrem beruflichen Tätigkeitsfeld zu einer markt- und kundenge-

rechten wie auch sozial- und umweltverträglichen Technikentwicklung beizutragen.

Von diesem Grundverständnis sind die Rahmenordnung sowie das nachfolgende Studienkonzept

getragen.
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4. Inhalt und Struktur des Studienganges Verfahrenstechnik

4.1 Studienkonzept

Die gemeinsam von Industrie, Hochschulen und Berufsverbänden erarbeiteten Konzepte für die

künftige Ingenieurausbildung, die von der Gesellschaft für Verfahrenstechnik und Chemieinge-

nieurwesen als Empfehlung für einen Rahmenstudienplan herausgegeben wurden, finden im

vorliegenden Konzept ihren Niederschlag.

Anliegen der Fachkommission ist es, in der vorliegenden Rahmenordnung durch entsprechende

Regelungen die Gleichwertigkeit der Abschlüsse sowie die Möglichkeit des Hochschulwechsels

unter Anerkennung und Anrechnung bisheriger Prüfungs- und Studienleistungen 

- insbesondere der Diplom-Vorprüfung - zu gewährleisten. Zugleich soll die Rahmenordnung den

einzelnen Hochschulen ausreichend Gestaltungsspielraum für eine individuelle Profil- und

Schwerpunktbildung und Entwicklungsmöglichkeiten für die Erprobung von Reformmodellen

belassen.

Unter Zugrundelegung dieser Prämisse sieht die vorliegende Studienkonzeption, die den Rahmen

für die einzelnen Fachbereiche bilden soll, eine Regelstudienzeit von vier Jahren vor und beinhal-

tet theoretische und praktische Studienanteile sowie die Prüfungen und die Diplomarbeit. Diese

Zeit soll von einem durchschnittlich geeigneten Studierenden bei ausreichender, zumutbarer

zeitlicher Belastung auch eingehalten werden können. Um das zu erreichen, ist das Studium auf

die wesentlichen Fachgebiete zu begrenzen und die Stoffvermittlung in jedem Fach auf Grundla-

gen und auf exemplarische Anwendungsfälle zu beschränken.

Zugleich ist das Studium der Verfahrenstechnik so zu gestalten, daß der Absolvent nach kurzer

Einarbeitungszeit den besonderen Anforderungen der Berufspraxis Rechnung tragen kann.

Fachgebiete, Lehr- und Lerninhalte sowie die Prüfungen sind deshalb so auszurichten, daß der

künftige Ingenieur sowohl das erforderliche Wissen als auch die notwendigen Schlüsselqualifika-
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tionen für die Praxis mitbringt. Voraussetzung hierfür sind:

- in einem gemeinsamen Grundstudium für alle später im Hauptstudium wählbaren Studien-

richtungen die wesentlichen Grundlagenfächer zu vermitteln,

- eine zu frühe Spezialisierung im Hauptstudium sowohl durch das Angebot weiterer gemein-

samer Pflichtfächer wie durch die Einengung der Anzahl der Studienrichtungen zu begrenzen,

- enge Fächergrenzen zu überwinden und durch Verbindung von Lehrinhalten systemorientierte

Verknüpfungen herzustellen, die den Ingenieur in die Lage versetzen, die heute in der Praxis

zunehmend geforderte "System-Kompetenz" zu gewährleisten,

- Lehr-, Lern- und Prüfungsformen zu wählen, die das Arbeiten an fächerübergreifenden

praxisnahen Projekten ermöglichen.

Die Fachkommission empfiehlt jedem Fachbereich, für die Fächer des Studienganges Verfahrens-

technik die Lehrinhalte, Lehr- und Lernziele schriftlich zu dokumentieren und dem jeweilig neue-

sten Stand anzupassen.

Typisch für den Studiengang Verfahrenstechnik ist es, daß bei jedem Absolventen in einer

Vielzahl von grundlegenden Fächern ein Mindestmaß an Wissen und Können vorhanden ist, um

in der industriellen Praxis fachlich verantwortlich tätig zu sein. Diese Tatsache erfordert zwangs-

läufig eine Vielzahl nicht kompensierbarer Prüfungselemente (s. Kapitel 5).

Für die erforderlichen Lehrveranstaltungen des Pflicht- und Wahlpflichtbereiches des gesamten

Studiums der Verfahrenstechnik sind höchstens 180 Semesterwochenstunden (SWS) vorgesehen.

Die Fachkommission hält überdies eine Untergrenze von 160 SWS für sinnvoll. Hierdurch soll

ein qualitativer und quantitativer Mindeststandard im Studiengang Verfahrenstechnik  gewährlei-

stet werden. Dabei sind allgemeinwissenschaftliche Fächer mit etwa 10 %, sowie praxisbegleiten-
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de Lehrveranstaltungen und Seminare, die der Betreuung der Diplomarbeit dienen, enthalten.

Das Studium gliedert sich in Grund- und Hauptstudium und schließt mit der Diplomarbeit mit

zugehörigem Kolloquium ab. Die Aufteilung der SWS auf Grund- und Hauptstudium sowie auf

die verschiedenen Lehrveranstaltungen obliegt dem örtlichen Fachbereich. Die Fachkommission

beschränkt sich hier in den Erläuterungen auf Empfehlungen. Die Studienstruktur ist auf dem

Schema der folgenden Seite dargestellt.

Entsprechend den MuRO-FH sieht die Fachkommission für den Studienaufbau zwei unter-

schiedliche Modelle vor:

- Modell A mit einem praktischen Studiensemester und

- Modell B mit zwei praktischen Studiensemestern. 

Gemeinsam ist beiden Modellen:

- ein identisches Grundstudium

- der Umfang der theoretischen Ausbildung, der jeweils sechs theoretische Semester umfaßt.
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Schema: Studienstruktur Verfahrenstechnik (FH)

Semester Modell A
(Regelfall)

Modell B Prüfungen

Haupt-
studium

8 Diplomarbeit Diplomarbeit

1 theoretisches            
Studiensemester

Diplomprüfung
mit 
Diplomarbeit
und Kolloquium

7
2 theoretische
  Studiensemester

2 theoretische
  Studiensemester
  und
2 praktische
  Studiensemester

 6

5 1 praktisches
  Studiensemester

4 1 theoretisches
  Studiensemester

Grund-
studium

3 3 theoretische
  Studiensemester

3 theoretische
  Studiensemester 

Diplom-Vorprüfung

2

1
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4.1.1 Modell A (mit einem praktischen Studiensemester)

Die Fachkommission empfiehlt das Modell A als Regelfall, denn handwerkliche Tätigkeiten

sollen im akademischen Studium nicht Studienbestandteil, sondern bereits Eingangsvorausset-

zung sein. Darüber hinaus erfordert die theoretische Ausbildung im Studiengang Verfahrens-

technik sechs Semester ohne Abstriche und Zusatzbelastung (z.B. durch die Diplomarbeit). Hier

ist vorgesehen, daß nach Abschluß der Diplom-Vorprüfung im vierten Fachsemester das theore-

tische Studium überwiegend mit Pflichtfächern aus dem naturwissenschaftlich-technischen

Grundlagenbereich fortgesetzt wird. Mit diesem Grundlagenwissen absolviert dann der Student

in der Regel im fünften Fachsemester das praktische Studiensemester mit ingenieurnahen Tätig-

keiten in der Praxis.

Unter Zugrundelegung der Praxiserfahrung wählt jetzt der Student seine Studienrichtung und

setzt damit in den folgenden Semestern das theoretische Studium fort. Er schließt das gesamte

Studium in der Regel im achten Fachsemester mit der Diplomarbeit ab.

Ein beispielhafter Studienplan für das Hauptstudium nach Modell A ist auf Seite 57 dargestellt.

4.1.2 Modell B (mit zwei praktischen Studiensemestern)

In diesem Modell sind ein erstes praktisches Studiensemester mit weitgehend handwerksnahen

Tätigkeiten und ein zweites praktisches Studiensemester mit ingenieurnahen Tätigkeiten vor-

gesehen.

Das erste praktische Studiensemester liegt hier in der Regel im vierten Fachsemester, das zweite

in einem höheren Fachsemester, jedoch vor dem siebten Fachsemester.

Der theoretische Teil des Hauptstudium ist zwischen dem vierten und dem achten Fachsemester
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zu absolvieren. Das gesamte Studium schließt mit der Diplomarbeit und dem Kolloquium ab.

4.2 Grundstudium

4.2.1 Grundsätze und Zielsetzungen

- Das Grundstudium umfaßt drei theoretische Studiensemester und schließt mit der Diplom-

Vorprüfung ab.

- Das Grundstudium setzt ausreichende schulische Vorkenntnisse im naturwissenschaftlich-

mathematischen Bereich sowie berufspraktische Kenntnisse, die in der Vorpraxis erworben

werden, voraus.

- Im Grundstudium werden insbesondere mathematisch-naturwissenschaftliche Grundkennt-

nisse und Fähigkeiten vermittelt, auf denen das Hauptstudium aufbaut.

- Auf die Probleme der Verfahrenstechnik soll schon im Grundstudium in den mathematischen

und naturwissenschaftlichen Fächern sowie in den ingenieurwissenschaftlichen Fächern durch

Behandlung verfahrenstechnischer Beispiele hingewiesen werden.

- Das Grundstudium soll - unabhängig von der im Hauptstudium gewählten Studienrichtung  -

einheitlich sein.

- Das Grundstudium enthält nur Pflichtfächer ohne Abwahlmöglichkeiten.

- Das Grundstudium soll neben den technisch-fachlichen Kenntnissen und Fähigkeiten auch

Allgemeinbildung vermitteln. Ebenso sind Urteilsvermögen, Selbständigkeit und eigenverant-

wortliches Handeln zu entwickeln.
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- Die örtliche Prüfungs- und Studienordnung sollte vorsehen, daß innerhalb der ersten beiden

Fachsemester schon einige Fächer abgeschlossen werden, um eine frühe Standortbestimmung

des Studenten zu ermöglichen.

- Inhalt und Umfang der Lehrfächer sind der jeweiligen Entwicklung anzupassen.

- Als allgemeine Lehrveranstaltungsform wird die seminaristische Vorlesung empfohlen, die

durch Übungen, Seminare, Laborpraktika, Demonstrationsversuche sowie studentische

Referate ergänzt werden sollte.

- Laborpraktika sollten in der Summe ca. 12 % der Zeit des gesamten Lehrangebotes umfassen.

- Das Grundstudium sollte so aufgebaut sein, daß es an den Hochschulen weitgehend ver-

gleichbar ist, um einen Studienwechsel zwischen den Hochschulen bzw. Fachbereichen zu

ermöglichen.
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4.2.2 Fächergruppen und Fächer im Studiengang Verfahrenstechnik

Für das Grundstudium wird folgende Aufgliederung in Fächergruppen und Fächer vorgenom-

men, um für einzelne Fächergruppen Semesterwochenstunden (SWS) zu empfehlen:

Fächergruppen und Fächer SWS  1)

a) Mathematische und naturwissenschaftliche Fächer-
gruppe
- Mathematik
- Informatik
- Physik
- Chemie / Physikalische Chemie

35

b) Ingenieurwissenschaftliche Fächergruppe
- Allgemeine Grundlagenfächer

  . Technische Mechanik
  . Technische Thermodynamik
  . Wärme- und Stoffübertragung
  . Grundlagen der Elektrotechnik und 

Elektronik
  . Technische Fluiddynamik 

(Strömungslehre)
  . Werkstofftechnik

- Technische Grundlagenfächer:
  . Grundlagen der Konstruktion und CAD

43

33

10

c) Allgemeinwissenschaftliche 
Fächergruppe  2)

6

Summe: 84

Erläuterungen:

1) Die angegebenen Semesterwochenstunden für die einzelnen Fächergruppen sind Richtwerte, von denen die
Fachbereiche im Rahmen des vorgegebenen zeitlichen Gesamtumfanges nicht mehr als +/- 20 % abweichen
sollten.

2) Der Fachbereich erstellt entweder einen Katalog der allgemeinwissenschaftlichen Fächer, aus dem der
Studierende auswählt, oder aber er legt die Fächer fest.
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Das Grundstudium des Studienganges Verfahrenstechnik und das des Maschinenbaus sind

bewußt vergleichbar angelegt, um einen Wechsel des Studienganges noch bis zum Vordiplom zu

ermöglichen.

Ein beispielhafter Studienplan für das Grundstudium ist auf Seite 52 dargestellt.
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Beispielhafter Studienplan für das Grundstudium des Verfahrenstechnik (Modell A)

Pflichtfach
Teil des Faches

1. Sem
SWS

V/Ü/L

2. Sem
SWS

V/Ü/L

3. Sem
SWS

V/Ü/L

Summe
SWS

 1 Mathematik
 Math I
 Math II

4/4/0
2/2/0

12

 2 Informatik
 Inf.  I
 Inf. II

1/1/1
1/1/1

6

 3 Physik
Phy  I
Phy II

2/0/1
2/0/1

6

 4 Chemie, Physikalische Chemie
 CH/Phys.Ch  I
 CH/Phys.Ch II 

3/1/1
3/1/1

10

 5 Technische Mechanik
 TM   I
 TM  II

TM III

3/2/0
2/2/0

2/1/0

12

 6 Technische Thermodynamik
    Thermodynamik
  Wärme- u. Stoffübertragung

1/1/0 1/1/0
2/1/1

8

 7 Konstruktion/CAD
KE  I

 KE II
   

2/2/1
   2/2/1    

10

 8 Elektrotechnik/Elektronik 2/1/1 4

 9 Technische Fluiddynamik  3/2/1 6

10 Werkstofftechnik 1/0/1 1/0/1 4
11 Allgemeinweissenschaftliche Fächergruppe

Fach   I
Fach  II
Fach III

2/0/0
2/0/0
2/0/0

6

Summen: 28 28 28 84

Erläuterungen:

SWS Semesterwochenstunde
V Seminaristische Vorlesung
Ü Übung oder Seminar
L Laborpraktikum
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4.3 Hauptstudium

4.3.1 Grundsätze und Zielsetzungen

- Das Hauptstudium baut auf dem Grundstudium auf.

- Der erste theoretische Teil des Hauptstudiums soll weitestgehend Pflichtfächer aus dem
naturwissenschaftlich-technischen Bereich beinhalten.

- Der berufspraktische Teil des Hauptstudiums enthält mindestens ein praktisches Studiense-
mester nach dem vierten Fachsemester, in dem ingenieurspezifische Aufgabenstellungen zu
bearbeiten sind.

- Der zweite theoretische Teil des Hauptstudiums ist das Vertiefungsstudium, in dem eine
Studienrichtung zu wählen ist. Dazu gehören:

. Fächer der Studienrichtung,

. Technische Wahlpflichtfächer,

. Allgemeinwissenschaftliche Wahlpflichtfächer,

. Wahlfächer.

- Im Hauptstudium ist eine zu starke Spezialisierung zu vermeiden. Die Anzahl der Pflicht-
fächer der gewählten Studienrichtung sollte nicht zu groß sein.

- Im Rahmen der Bestimmung der Lehrinhalte und des Fächerumfanges ist die jeweilige Ent-
wicklung zu berücksichtigen.

- Als allgemeine Lehrveranstaltungsform wird die seminaristische Vorlesung empfohlen, die
durch
. Übungen, Seminare
. Laborpraktika
. Exkursionen
. Referate / Präsentationen / Fachvorträge
. technische Ausarbeitungen und Berichte
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ergänzt werden sollte.

- Die Aufteilung zeitlicher Anteile der Lehrveranstaltungsformen sollte im Durchschnitt etwa
vorsehen:

. 50 % seminaristische Vorlesung

. 20 % Übungen / Seminare

. 30 % Laborpraktika.

- In geeigneten Fächern soll der Student vor der Diplomarbeit mindestens 

. ein fächerübergreifendes Projekt ggf. in Teamarbeit oder

. eine Studienarbeit

bearbeiten.

- Es wird die Durchführung einer größeren fächerübergreifenden Exkursion empfohlen.

- Die Diplomprüfung schließt mit der Diplomarbeit und dem Kolloquium ab.

4.3.2 Fächergruppen und Fächer

Im Hauptstudium wird folgende Aufgliederung in Fächergruppen vorgenommen:

- Pflichtfächer im ersten theoretischen Teil des Hauptstudiums für alle Studierende des Stu-
dienganges Verfahrenstechnik.

Folgender Fächerkatalog soll zugrunde gelegt werden:

. Mess-, Steuerungs- und Regelungstechnik/PLT

. Thermische Verfahrenstechnik

. Mechanische Verfahrenstechnik

. Reaktionstechnik / Chemische Verfahrenstechnik

. Pumpen und Verdichter
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. Apparate- und Rohrleitungsbau / CAD

. Prozeßtechnik und Anlagenplanung / CAE

. Umwelt- und Sicherheitstechnik

. Industriebetriebslehre / Arbeitswissenschaft

Jedes Fach sollte in der Regel mit mindestens vier Semesterwochenstunden im Studienplan
vertreten sein.

- Fächer der Studienrichtung im zweiten theoretischen Teil (Vertiefungsstudium) des
Hauptstudiums aus dem naturwissenschaftlich-technischen Bereich entsprechend der vom
Studierenden  zu treffenden Wahl einer Studienrichtung.

Der Fachbereich bietet einen Katalog von unterschiedlichen Studienrichtungen mit den
dazugehörigen Fächern an (s. beispielhafter Katalog in der Anlage).

- Technische Wahlpflichtfächer sind vom Studierenden entsprechend seiner Neigung aus dem
Fächerspektrum des Studienganges, das nicht nur zur gewählten Studienrichtung gehört, zu
wählen.

- Allgemeinwissenschaftliche Wahlpflichtfächer wählt der Studierende aus einem vom Fach-
bereich festzulegenden Katalog.

- Wahlfächer kann der Studierende nach freier Wahl über das vorgesehene Stundenkontingent
der Studienordnung hinaus absolvieren.

Für die Betreuung berufspraktischer Studienanteile sind Praxisseminare durchzuführen. Der
Vorbereitung und Betreuung der Diplomarbeiten dient ein Diplomandenseminar.
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Für die Fächergruppen im Hauptstudium wird der folgende zeitliche Umfang empfohlen:

Fächergruppen im Hauptstudium SWS

Pflichtfächer
Fächer der Studienrichtung 
Allgemeinwissenschaftliche Wahlpflichtfächer
Praxisseminar
Diplomandenseminar

48
30
6
2
2

Summe: 88

Erläuterung:

Die angegebenen SWS für die einzelnen Fächergruppen sind Richtwerte, von denen die Fachbereiche grundsätz-
lich nicht mehr als ± 20 % abweichen sollten im Rahmen der für das gesamte Studium vorgegebenen Unter- und
Obergrenzen. Bei geringer personeller Ausstattung des Fachbereichs kann jedoch der Umfang der Vertiefungs-
fächer zugunsten des Umfanges der Pflichtfächer verringert werden.

Ein beispielhafter Studienplan für das Hauptstudium nach Modell A ist auf Seite 57 dargestellt.
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Beispielhafter Studienplan für das Hauptstudium Verfahrenstechnik (Modell A)

4. Sem.
SWS

V/ Ü/ L

5. Sem.
SWS

V/ Ü/ L

6. Sem
SWS

V/Ü/L

7. Sem.
SWS

V/ Ü/L

8. Sem
SWS

V/ Ü/L

Summe
SWS

Pflichtfächer

1. Meß-, Steuerungs- und Rege-
lungstechnik / PLT

P S
r t
a u
k d
t i
i e
s n
c s
h e
e m
s e

s
t
e
r

2/ 2/ 2 D
i
p
l
o
m
a
r
b
e
i
t

6

2. Termische Verfahrenstechnik 2/ 2/ 2 6

3. Mechanische Verfahrenstech-
nik   

2/ 2/ 2 6

4. Reaktionstechnik /
  Chem. Verfahrenstechnik

2/ 2/ 2 6

5. Pumpen und Verdichter 1/ 1/ 0 1/ 1/ 0 4

6. Apparate- und 
    Rohrleitungsbau / CAD   

1/ 1/ 1 1/ 1/ 1 6

7. Prozeßtechnik und
   Anlagenplanung / CAE

1/ 1/ 1 2/ 1/ 0 6

8. Umwelt- und Sicherheitstech-
nik

1/ 2/ 1 4

9. Industriebetriebslehre/
   Arbeitswissenschaft

2/ 0/ 0 2/ 0/ 0 4

48

Vertiefungsfächer ( Studienrichtung) gemäß Katalog der Rahmenordnung

Fach 1 (PR) 2/ 1/ 2

30

Fach 2 2/ 1/ 2

Fach 3 2/ 1/ 2

Fach 4 2/ 1/ 2

Fach 5 2/ 1/ 2

Fach 6 2/ 1/ 2

Allgemeinwissenschaftliche Fächer
(incl. Fremdsprachen) gemäß Katalog der Rahmenordnung 

Fach 1 2
6

Fach 2 2

Fach 3 2

Betr. Praxisseminar
Diplomandenseminar

0/ 2/ 0
2

2
2

Summe: 29 2 57 88

Erläuterungen:
SWS =  Semesterwochenstunde          L    = Laborpraktikum
V     =  seminaristische Vorlesung      PR  = Projektarbeit
Ü     =  Übung oder Seminar              
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5. Prüfungen

5.1 Prüfungskonzept

Für die endgültige Festlegung der Prüfungskonzeption ist dem örtlichen Fachbereich bewußt
großer Spielraum eingeräumt worden. Die Fachkommission hat nur unverzichtbare Festlegungen
in der Rahmenordnung getroffen und beschränkt sich ansonsten auf empfehlende Grundsätze:

- Der Begriff "Qualitätssicherung" ist in der modernen Technik unverzichtbar. Er ist  auch
auf die Ausbildung von Ingenieuren anwendbar. Die Qualität wird einerseits sichergestellt
durch  ein hochwertiges Studium, aber andererseits maßgebend durch abzuleistende
Prüfungen.

- Prüfungs- und Studienleistungen sind so festzulegen, daß die Regelstudienzeit eingehal-
ten werden kann, die Qualität der Ausbildung sichergestellt wird, das Zeugnis über die
Qualifikation des Absolventen aussagefähig ist, ein Hochschulwechsel während des
Studiums möglich ist und die Regelstudienzeit von acht Semestern eingehalten werden
kann.

- Studium und Prüfungen sind so zu organisieren, daß der Studierende schon in den ersten
Semestern anhand seiner Prüfungsergebnisse eine Standortbestimmung vornehmen und
gegebenenfalls eine Änderung seiner Arbeitsweise oder aber auch eine Umorientierung
seiner gesamten Ausbildung vornehmen kann.

- Fächer, in denen Prüfungsvorleistungen (insbesondere Laborpraktika) zu erbringen sind,
sind bewußt in der Rahmenordnung nicht fachlich spezifiziert worden, sondern sollen
vom örtlichen Fachbereich in der jeweiligen Hochschulprüfungsordnung bestimmt
werden. Dort ist auch die Zuordnung von Prüfungsvorleistung und Fachprüfung vorzu-
nehmen.

- Neben den traditionellen Prüfungsleistungen, wie Klausurarbeiten und mündliche Prüfun-
gen, sind deshalb in geeigneten Fächern, die in der Rahmenordnung in § 6 Abs. 1 Satz 2
geregelten alternativen Prüfungsleistungen vorzusehen. Diese sind in besonderer Weise
dazu geeignet, bestimmte, für das Studium der Verfahrenstechnik unentbehrliche Schlüs-
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selqualifikationen zu vermitteln. Dazu gehören:

. experimentelle Arbeiten

. konstruktive Entwürfe / Projektierungen

. Rechnerprogramme

. Referate / Präsentationen

. Hausarbeiten

. Praxisberichte.

Durch diese alternativen Prüfungsleistungen soll der Studierende zeigen, daß er selb-
ständig oder in Gruppenarbeit mittels selbst ausgewählter, geeigneter technischer Hilfs-
mittel komplexe, konkrete Probleme auf wissenschaftlicher Grundlage lösen und die
gewonnenen Ergebnisse zusammenhängend darstellen kann.

Im einzelnen lassen sich die in § 6 aufgeführten alternativen Prüfungsleistungen wie folgt
charakterisieren:

Eine experimentelle Arbeit umfaßt insbesondere:

1. die theoretische Vorbereitung des Experiments,
2. den Aufbau und die Durchführung des Experiments,
3. die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des Versuchsablaufs und der Ergeb-

nisse des Experiments sowie deren kritische Würdigung.

Die Versuchsaufgabe wird vom Prüfer gestellt.

Ein konstruktiver ggf. konstruktiv-planerischer Entwurf umfaßt die Bearbeitung einer
fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabenstellung in konzeptioneller und
konstruktiver Hinsicht unter besonderer Berücksichtigung planerischer Aspekte sowie
der Darstellung und Erläuterung der erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche
Tätigkeit üblichen Weise. Die Aufgabe für den Entwurf ist vom Prüfer so zu stellen, daß
sie für Entwürfe im Grundstudium innerhalb einer Zeit von bis zu 50 Stunden, für solche
im Hauptstudium bis zu 100 Stunden bearbeitet werden kann. Dem Kandidaten ist
Gelegenheit zu geben, für die Aufgabenstellung Vorschläge zu machen; die erarbeiteten
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Lösungen sind in einer für die berufliche Tätigkeit typischer Weise mündlich zu erläutern.

Ein Rechnerprogramm, dessen Aufgabenstellung vom Prüfer festzusetzen ist, umfaßt
in der Regel:

1. Die Beschreibung der Aufgabe,
2. die Erarbeitung theoretischer Voraussetzungen für die Bearbeitung der Aufgabe,

insbesondere die Auswahl der geeigneten Methoden unter Einbeziehung und Aus-
wertung einschlägiger Literatur,

3. die Formulierung der verwendeten Algorithmen in einer geeigneten Programmier-
sprache,

4. das Testen des Programms mit mehreren exemplarischen Datensätzen und das Über-
prüfen der Ergebnisse auf ihre Richtigkeit,

5. die Programmdokumentation mit Angabe der verwendeten Methoden, dem Ablauf-
plan, dem Programmprotokoll (Quellenprogramm) und dem Ergebnisprotokoll sowie
der Bedienungsanweisung.

Ein Referat oder eine Präsentation umfaßt:

1. Eine eigenständige und vertiefte schriftliche Auseinandersetzung mit einem Problem
aus dem Arbeitszusammenhang der Lehrveranstaltung unter Einbeziehung und
Auswertung einschlägiger Literatur,

2. die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse im mündlichen
Vortrag sowie

3. eine anschließende Diskussion im Beisein von Prüfern und Zuhörern auf der Grundla-
ge des Vortrages und der schriftlichen Ausarbeitung.

Eine Hausarbeit erfordert eine experimentelle, empirische oder theoretische Bearbeitung
einer Aufgabenstellung aus dem Arbeitszusammenhang einer Lehrveranstaltung.

Ein Praxisbericht soll erkennen lassen, daß der Studierende nach didaktisch-metho-
discher Anleitung Studium und Praxis verbinden kann, und soll dazu beitragen, die
Erfahrungen in den praktischen Studieneinheiten für den Lehrbetrieb nutzbar zu machen.
Er umfaßt insbesondere:
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1. eine Auswertung der einschlägigen vorbereitenden Literatur,
2. eine Beschreibung der Stelle, bei das Praktikum absolviert wurde,
3. eine Beschreibung der während des Praktikums wahrgenommenen Aufgaben.

- Studierende beklagen häufig zu großen Prüfungsdruck. Maßnahmen zur Minderung des
Prüfungsdruckes bestehen einerseits in der Begrenzung der Zahl der Fachprüfungen,
andererseits in der für die Fachhochschulen typischen Art des studienbegleitenden
Bewertens in Form von Prüfungsvorleistungen. Die Wahl alternativer Prüfungsleistungen
mindert ebenfalls den Prüfungsdruck. Außerdem sollte sich eine Prüfung nicht allein auf
die Wiedergabe von Einzelwissen, sondern auch auf die Feststellung und das Erkennen
von Zusammenhängen erstrecken.

- Die Fachkommission empfiehlt den Hochschulen in ihren Prüfungsordnungen für den
Studiengang Verfahrenstechnik vorzusehen, daß in begründeten Fällen im Sinne von § 11
Abs. 1 eine Fachprüfung mit mehreren Prüfungsleistungen nur bestanden ist, wenn
bestimmte Prüfungsleistungen mindestens mit "ausreichend" bewertet wurden. Ein
begründeter Fall liegt vor, wenn die Prüfungsleistungen verschiedene klar abgegrenzte
Teilgebiete innerhalb eines Faches abdecken oder unterschiedliche Fähigkeiten und
Kenntnisse voraussetzen. Auf vielen technischen Gebieten ist eine solche Festlegung not-
wendig, um die erforderliche Entscheidungskompetenz des Ingenieurs in fachlichen
Fragen sicherzustellen und zu gewährleisten, daß der Absolvent in einer Vielzahl von Fä-
chern über ein solides Basiswissen verfügt. Hierzu einige Beispiele:

. Ein Diplom-Ingenieur Verfahrenstechnik muß unbedingt mindestens ausreichende
Grundkenntnisse in Physikalischer Chemie besitzen, eine hier fehlende Fähigkeit kann
nicht durch noch so gute Kenntnisse in organischer Chemie oder chemischer Analytik
ausgeglichen werden. Beides wird benötigt, um die Möglichkeit des Auftretens von
Risiken in eigenen oder fremden Verfahren beurteilen zu können.

. In der Fachprüfung Technische Mechanik ist es erforderlich, daß auf dem Teilgebiet
der Festigkeitslehre gewisse Mindestleistungen erbracht worden sind, um zu gewähr-
leisten, daß der Ingenieur die für Sicherheitsfragen erforderlichen Berechnungen auch
verantwortlich durchführen kann.
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. In der Fachprüfung Elektrotechnik und Elektronik ist es erforderlich, daß der Absol-
vent sowohl Kenntnisse in der Gleichstromtechnik als auch in der Wechselstrom- und
Drehstromtechnik, aber auch auf dem Gebiet der Leistungselektronik nachweist.
Kenntnisse auf diesen Gebieten sind aus sicherheitstechnischen Gründen notwendig.

Die Entscheidung, in welchem Fachgebiet eine Kompensation einzelner Prüfungsleistun-
gen ausgeschlossen werden muß, trifft der jeweilige örtliche Fachbereich.

- Die Rahmenordnung sieht vor, daß nichtbestandene Fachprüfungen höchstens zweimal
wiederholt werden können. Die Fachkommission empfiehlt, die zweimalige Wiederhol-
barkeit zuzulassen, aber damit auch wirklich nach oben zu begrenzen. Zur frühzeitigen
Standortbestimmung des Studierenden ist es erforderlich, die Wiederholungsprüfung
spätestens im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden Semesters vorzusehen.

5.2 Diplom-Vorprüfung

Ergänzend zur Rahmenordnung gibt die Fachkommission hier einige empfehlende Erläuterungen:

- Die Prüfungen der Diplom-Vorprüfung sollten grundsätzlich studienbegleitend organi-
siert werden.

- Die in den Hochschulprüfungsordnungen geforderten Fachprüfungen der ersten beiden
Semester sind bis zum Ende des vierten Semesters abzulegen. Die Hochschulprüfungs-
ordnungen sehen - je nach Rechtslage des Landes - Sanktionen vor. Zumindest muß aber
in Problemfällen rechtzeitig ein studienbegleitendes Gespräch stattfinden.

- Teile der Diplom-Vorprüfung sollten schon für die ersten beiden Semester vorgesehen
werden, um eine rechtzeitige Orientierung des Studenten zu ermöglichen.

- Für die in der Rahmenordnung für das Grundstudium vorgesehenen 11 Fachprüfungen in
Pflichtfächern legt der örtliche Fachbereich Art, Anzahl und Termine für die Prüfungs-
vorleistungen und Prüfungsleistungen einschließlich der alternativen Prüfungsleistungen
fest.
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- Die erfolgreiche Absolvierung der Vorpraxis soll Voraussetzung zum endgültigen
Bestehen der Diplom-Vorprüfung sein. 

5.3 Diplomprüfung

Auch hier gibt die Fachkommission zusätzlich zur Rahmenordnung einige empfehlende Erläute-
rungen:

- Der örtliche Fachbereich sollte in der Hochschulprüfungsordnung festlegen, daß die für
das vierte theoretische Semester vorgesehenen Fachprüfungen der Diplomprüfung auch
dann abgelegt werden können, wenn zur vollständigen Diplom-Vorprüfung höchstens
zwei Fachprüfungen fehlen.

- Das praktische Studiensemester, das ingenieurmäßige Tätigkeiten umfaßt, sollte vor
Beginn des siebten Fachsemesters und auch vor Beginn der Bearbeitung der Diplomarbeit
abgeschlossen sein.

- Die Diplomarbeit mit dem Kolloquium als Teil der Diplomprüfung ist eine ingenieur-
mäßige Prüfungsleistung und deshalb im Rahmen der Vorgaben der Rahmenordnung in
begrenzter Zeit abzuschließen.  Die erschöpfende Behandlung eines sehr umfangreichen
Themenkomplexes ist hierbei nicht notwendige Voraussetzung. 

- Die reine Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit beträgt ohne fachliche Zusatzbelastung
(z.B. Lehrveranstaltungen im Modell B) drei Monate.

6. Praxisbezug des Studiums

6.1. Praxisbezug in den Lehrveranstaltungen

Problemstellungen der Praxis müssen einen Schwerpunkt des Studiums an Fachhochschulen
bilden. Das Wissen wird von Lehrenden aus der Praxis mit wissenschaftlichen Methoden auf der
Basis theoretischer Grundlagen vermittelt. Bei der notwendigen exemplarischen Auswahl der
Studieninhalte entscheidet die Praxisrelevanz.  An Beispielen aus der Praxis wird das erworbene
Wissen ergänzt, geübt und gefestigt.
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Die Laborpraktika sollen mit einem angemessenen Anteil dem Studierenden Erfahrungen und
Fertigkeiten im Umgang mit Geräten und Maschinen und deren Verknüpfung zu funktionsfähigen
Einheiten vermitteln.  Sie sind so durchzuführen, daß der Studierende Sicherheit in der Umset-
zung von theoretischen Kenntnissen und wissenschaftlichen Methoden gewinnt und selbständiges
Arbeiten bzw. Arbeiten in kleinen Gruppen erlernt.

6.2. Berufspraktische Ausbildung

6.2.1 Vorpraxis (Grundpraktikum)

Obwohl die Vorpraxis eine Zulassungsvoraussetzung zum Studium des Verfahrenstechnik an
Fachhochschulen ist, wird es durch Praktikantenrichtlinien als Bestandteil der örtlichen Studien-
ordnung und durch die Anerkennungspraxis des Praktikantenamtes der Hochschule mitgestaltet.

Eine einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung oder einschlägige berufspraktische Tätigkeit
im Rahmen der Fachoberschule ersetzen die Vorpraxis oder werden auf die Vorpraxis ange-
rechnet.  Alle weiteren inhaltlichen und organisatorischen Bestimmungen zum Grundpraktikum
sind in den Örtlichen Zulassungsordnungen für das Studium des Verfahrenstechnik an der
Fachhochschule zu regeln.

Wünschenswert ist eine einschlägige Berufsausbildung. In der Vorpraxis soll der Praktikant erste
Erfahrungen mit Werkstoffen sammeln und ihre Be- und Verarbeitungsmöglichkeiten kennen-
lernen.  Neben einem Überblick über Betriebsmittel und Fertigungsverfahren soll er auch Einblick
in den Aufbau sowie in die organisatorischen und sozialen Zusammenhänge eines Betriebes
nehmen.

Dafür wird eine Ausbildungszeit von 13 Wochen als unverzichtbare Untergrenze für erforderlich
gehalten, wenn nur ein praktisches Studiensemester während des Studiums vorgesehen ist.
Davon müssen mindestens acht Wochen vor Aufnahme des Studiums erbracht werden. Bei einem
Studienaufbau mit zwei praktischen Studiensemestern umfaßt die Vorpraxis nur acht Wochen,
wenn das erste praktische Semester gleichwertige Tätigkeiten wie die Vorpraxis enthält. Diese
acht Wochen müssen  vollständig vor Aufnahme des Studiums erbracht werden. In jedem Fall
werden auf die Vorpraxis einschlägige Tätigkeiten (z.B. abgeschlossene Berufsausbildung)
angerechnet.
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6.2.2 Praktische Studiensemester

Abgesehen von der allgemeinen Zielsetzung und einigen organisatorischen Grundsätzen, läßt die
Rahmenordnung den Hochschulen einen großen Freiraum, diese für die Fachhochschule wichtige
Ausbildungsphase in den beiden Studienmodellen mit einem oder ausnahmsweise zwei prakti-
schen Studiensemestern zu gestalten.

Es handelt sich um eine berufspraktische Ausbildung, die zwar außerhalb der Hochschule
stattfindet, aber von dieser gelenkt und betreut wird und inhaltlich und organisatorisch in das
Hauptstudium integriert ist. Sie soll sich pro praktisches Studiensemester über einen zusammen-
hängenden Zeitraum von mindestens 20 Wochen erstrecken. Bestandteil dieses Zeitraumes sind
von der Hochschule vorbereitende, begleitende und/oder nachbereitende Lehrveranstaltungen
(praxisbegleitende Lehrveranstaltungen). Außerdem soll der betreuende Professor die Stu-
dierenden mindestens einmal am Arbeitsplatz besuchen und auf die Einhaltung der Ausbildungs-
ziele achten.

Bei einem Studienaufbau mit einem praktischen Studiensemester soll dieses zeitlich nach abge-
schlossener Diplom-Vorprüfung frühestens nach dem vierten theoretischen Studiensemester als
fünftes oder sechstes Semester eingeplant werden. Der Studierende bringt dann einerseits schon
genügend theoretisches Fachwissen und erste Laborkenntnisse mit, um erfolgreich bei Ingenieur-
projekten mitzuarbeiten, und hat andererseits noch ausreichend Zeit, die in der Praxis gemachten
Erfahrungen und in der Berufswirklichkeit gewonnenen Einblicke fruchtbar in das Vertiefungs-
studium einzubringen und zu verarbeiten.

Das praktische Studiensemester sollte daher keinesfalls erst im Anschluß an die theoretischen
Semester, also in der Schlußphase des Studiums, angeordnet werden.  Damit würde der didak-
tische Zweck dieser Praxisphase völlig verfehlt. Auch eine unmittelbare zeitliche Verknüpfung
des praktischen Studiensemesters mit der Diplomarbeit wird als abwegig angesehen.  Anderer-
seits spricht nichts dagegen, wenn aus dem praktischen Studiensemester konkrete Anregungen
oder gar Themenstellungen für die spätere Diplomarbeit hervorgehen.  Für dieses praktische
Studiensemester mit seinem ingenieurnahen Tätigkeitsprofil können weder eine abgeschlossene
Berufsausbildung noch vergleichbare berufliche Tätigkeiten angerechnet werden.

Bei einem Studienaufbau mit zwei praktischen Studiensemestern liegt das erste praktische
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Semester innerhalb der ersten vier Semester.  Dieses ergänzt und vertieft die Vorpraxis und kann
durch eine gleichwertige berufspraktische Tätigkeit ganz oder teilweise ersetzt werden.

Für das zweite praktische Studiensemester, das unmittelbar vor dem sechsten theoretischen
Semester liegen sollte, gelten die vorherigen Ausführungen für ein einziges praktisches Studien-
semester entsprechend.

Weitere Einzelheiten regeln die örtlichen Studienordnungen und Durchführungsbestimmungen.
Darunter fallen insbesondere Art und Umfang der

- Unterstützung der Hochschule bei der Suche und Vermittlung geeigneter Praxisplätze
sowie bei der Vertragsgestaltung

- von den Studierenden zu erbringenden Nachweise über die ausgeführten Tätigkeiten
(z.B. Praxisbericht, Seminarvortrag bei der begleitenden bzw. nachbereitenden Lehrver-
anstaltung, ggf. als Blockseminar).

Im Hinblick auf die Studierbarkeit - in Verbindung mit einem sinnvollen Mindestumfang des
theoretischen Studiums - wird ein Studienaufbau mit zwei praktischen Studiensemestern als Aus-
nahme von der Regel angesehen.  Beim Fachhochschulstudium handelt es sich gemäß Rahmen-
ordnung um ein achtsemestriges akademisches Studium.  Das erste von zwei praktischen
Studiensemestern besitzt jedoch, unbeschadet der formalen Integration in das Studium, zweifel-
hafte akademische Qualität, da es grundsätzlich ähnliche Ziele wie die Vorpraxis verfolgt und
daher bei kritischer Betrachtung im wesentlichen nur deren zeitliche Dauer streckt.  Nach
Meinung der Fachkommission stellt der Studienaufbau mit nur einem praktischen Studiensemes-
ter und 13 Wochen Vorpraxis einen akzeptablen Kompromiß dar, wenn sorgsam abzuwägen ist,
wie der vorgegebene knappe Zeitraum von insgesamt acht Studiensemestern am effektivsten auf
theoretische und praktische Studienanteile sowie auf die Bearbeitung der Diplomarbeit, mög-
lichst in der oder in enger Verknüpfung mit der Industrie aufzuteilen ist.

7. Einhaltung der Regelstudienzeit
(Studierbarkeit des Lehrangebots)
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Grundlage der folgenden Ansätze sind die Überlegungen zur Dauer des Studiums und Studier-
barkeit des Lehrangebots (Heft 12 der Veröffentlichungen zur Studienreform vom 09.12.1982).

7.1 Nettoarbeitszeit

Die Jahresarbeitszeit (52 Wochen) wird nach Abzug von sechs Wochen je Jahr für Urlaub und
Krankheit mit 46 Wochen à 45 Stunden für einen durchschnittlich begabten Studenten angesetzt.
Damit ergibt sich für vier Studienjahre eine Nettoarbeitszeit von

4 Jahren à 46 Wochen/Jahr à 45 Stunden/Woche = 8.280 Stunden.

Diese Nettoarbeitszeit beginnt mit der Vorlesungszeit des ersten Semesters und läuft dann über
vier Jahre.

7.2 Präsenzzeit für Lehrveranstaltungen

Als Präsenzzeit zur Teilnahme an den Lehrveranstaltungen (Seminaristische Lehre, Vorlesungen,
Hörsaal- und Laborübungen) wird je Semester von 18 Wochen abzüglich zwei Wochen, die für
studienbegleitende Prüfungen zu veranschlagen sind, also von 16 Wochen ausgegangen. Darin
sind keine Zeiten für das Ablegen von Fachprüfungen enthalten. Je Lehrveranstaltungsstunde (45
Minuten) wird unter Berücksichtigung der Pausen- und Wegezeiten eine Zeitstunde angesetzt.
Der Mindestumfang für Lehrveranstaltungen im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt
160 SWS, der Höchstumfang 180 SWS. Damit ergibt sich eine Präsenzstundenzahl von:

Untere Grenze: 160 SWS à 16 Wochen = 2.560 Stunden.
Obere Grenze:  180 SWS à 16 Wochen = 2.880 Stunden.

Für den Nachweis der Studierbarkeit wird im folgenden bei Modell A nur von dem oberen
Grenzwert ausgegangen. Bei Modell B muß leider der unterer Grenzwert zugrundegelegt
werden.

7.3 Vor- und Nachbereitungszeit

Die erforderliche Zeit für das Selbststudium zum Vor- und Nachbereiten der Lehrveranstaltungen
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ist für die verschiedenen Lehrveranstaltungsformen (z.B. seminaristische Lehrveranstaltung,
Vorlesung, Laborpraktikum, Projekt) und für das Grund- und Hauptstudium unterschiedlich.  Im
Mittel muß man aber mit einem Zeitaufwand von einer Stunde je Lehrveranstaltung rechnen.

Die Vor- und Nachbereitungszeit beträgt demnach:

160 SWS à 16 Wochen = 2.560 Stunden.
180 SWS à 16 Wochen = 2.880 Stunden.

7.4 Praktische Studiensemester

Ein praktisches Studiensemester umfaßt 20 Wochen (§ 2). Der Zeitbedarf für ein praktisches
Studiensemester beträgt damit:

20 Wochen à 32 Stunden = 640 Stunden.

Hierbei wurde unter Berücksichtigung regelmäßiger praxisbegleitender Lehrveranstaltungen eine
angemessene wöchentliche Arbeitszeit von 32 Stunden in den Betrieben zugrunde gelegt.
7.5 Prüfungen

Für die Vorbereitung und Durchführung der studienbegleitenden Prüfungen werden veranschlagt:

12 Wochen à 45 Stunden = 540 Stunden.

7.6 Diplomarbeit

Für die dreimonatige Bearbeitungszeit der Diplomarbeit sind anzusetzen:

13 Wochen à 45 Stunden = 585 Stunden.

7.7 Fachspezifische Besonderheiten

Für fachspezifische Besonderheiten (Projekt, Entwürfe, Hausarbeiten) sind etwa

insgesamt 300 Stunden
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 anzusetzen.

7.8 Studium nach freier Wahl

Für die Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen, die im Studienplan nicht vorgeschrieben
oder nur empfohlen sind, sollen etwa 10 % des für den Besuch der Pflicht- und Wahlpflicht-
veranstaltungen notwendigen Zeitbedarfs angesetzt werden:

2.560 Stunden x 0,10 = ca. 250 Stunden.
2.880 Stunden x 0,10 = ca. 290 Stunden.
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7.9 Exemplarische Übersicht zum 
Zeitbedarf für den Diplomstudiengang Verfahrenstechnik (FH)

ausgehend von 

- einer Regelstudienzeit von acht Semestern gemäß KMK-Beschluß vom
09./10.11.1989

- 180 SWS Obergrenze - Zeitlicher Gesamtumfang der für den erfolgreichen Abschluß
des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen im Pflicht- und Wahlpflichtbereich

- einem praktischen Studiensemester (Modell A)

1. Lehrveranstaltungen
z.B. 180 SWS à 16 Wochen 2.880 Stunden

2. Vor- und Nachbereitungszeit für 
Lehrveranstaltungen (1 Std. pro 1 SWS)
180 SWS à 16 Wochen 2.880 Stunden

3. praktisches Studiensemester 
(mindestens 20 Wochen)
20 Wochen à 32 Stunden 640 Stunden

4. Prüfungen
etwa 12 Wochen à 45 Stunden 540 Stunden

5. Diplomarbeit (3 Monate)
13 Wochen à 45 Stunden 585 Stunden

6. fachspezifische Besonderheiten (Projekt, Entwürfe,
Hausarbeiten) 300 Stunden

7. außerfachliches Studium 10 % von Postition 1   290 Stunden

Summe: 8.115 Stunden

Nettoarbeitszeit für 8 Semester 
4 Jahre à 46 Wochen à 45 Stunden
(Heft 12 vom 09.12.1982)

8.280 Stunden

Der Vergleich mit der Nettoarbeitszeit von 8.280 Stunden zeigt, daß bei dieser pauschalen
Berechnung des Zeitbedarfs das Studiums der Verfahrenstechnik in der Regelstudienzeit studier-
bar ist. 
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7.10 Exemplarische Übersicht zum 
Zeitbedarf für den Diplomstudiengang Verfahrenstechnik (FH)

ausgehend von 
- einer Regelstudienzeit von acht Semestern gemäß KMK-Beschluß vom 09./10.11.1989
- 160 SWS Obergrenze - Zeitlicher Gesamtumfang der für den erfolgreichen Abschluß

des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen im Pflicht- und Wahlpflichtbereich
- zwei praktischen Studiensemestern (Modell B)

1. Lehrveranstaltungen
z.B. 160 SWS à 16 Wochen 2.560 Stunden

2. Vor- und Nachbereitungszeit für 75 % aller
Lehrveranstaltungen (1 Std. pro 1 SWS)
160 SWS à 16 Wochen 2.560 Stunden

3. Praktische Studiensemester 
(mindestens 20 Wochen)
2 à 20 Wochen à 32 Stunden 1.280 Stunden

4. Prüfungen
etwa 12 Wochen à 45 Stunden 540 Stunden

5. Diplomarbeit (3 Monate)
13 Wochen à 45 Stunden 585 Stunden

6. fachspezifische Besonderheiten (Projekt, Entwürfe,
Hausarbeiten)

300 Stunden

7. außerfachliches Studium 10 % von Position 1   250 Stunden

Summe: 8.075 Stunden

Nettoarbeitszeit für 8 Semester 
4 Jahre à 46 Wochen à 45 Stunden
(Heft 12 vom 09.12.1982)

8.280 Stunden

Der Vergleich mit der Nettoarbeitszeit von 8.280 Stunden zeigt, daß bei dieser pauschalen
Berechnung des Zeitbedarfs das Studium der Verfahrenstechnik auch bei einem Studienaufbau
mit zwei praktischen Semestern in der Regelstudienzeit studierbar ist, jedoch nur bei einem
Ansatz des Mindestumfangs von 160 SWS für das Gesamtstudium.



Rahmenordnung Verfahrenstechnik (FH)

71

Anlage 

A. Beispielhafter Katalog möglicher Studienrichtungen

- Anlagentechnik
- Prozeßtechnik
- Mechanische Verfahrenstechnik
- Thermische Verfahrenstechnik
- Chemische Verfahrenstechnik
- Bioverfahrenstechnik
- Lebensmitteltechnik
- Energie- und Kerntechnik
- Versorgungstechnik
- Entsorgungstechnik
- Verwertungstechnik (Recycling)
- Produktionsintegrierter Umweltschutz
- Umweltverfahrenstechnik

B. Beispielhafte Studienrichtungen und zugehörige Fächer

Prozeßtechnik

- Bioverfahrenstechnik
- Kältetechnik
- Trenntechnik
- Zerkleinerungstechnik
- Spezifische thermische Verfahrenstechnik
- Kristallisation
- Pharmazeutische Technik
- Kunststofftechnik
- Prozeßautomatisierung

Anlagentechnik

- Fördertechnik
- Recycling-/Verwertungstechnik
- Bauteilsicherheit
- Anlagensicherheit
- Bioverfahrenstechnik
- Kältetechnik
- Trenntechnik
- Zerkleinerungstechnik
- Spezifische thermische Verfahrenstechnik
- CAE-Seminar
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- Reinraumtechnik
- Prozeßautomatisierung

Produktionsintegrierter Umweltschutz

- Bioverfahrenstechnik
- Lebensmitteltechnologie
- Umweltbiotechnologie
- Reinraumtechnik
- Biochemie
- Recycling-/Verwertungstechnik
- Bauteil- und Anlagensicherheit
- Kunststofftechnik
- Prozeßautomatisierung


